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Schweizerische
Landes-Bibl iot-hok
HallwiIstras3e 15

BERN A. Z.
Zürich 1

Es fragt der Tor
1. Weshalb wurden die früheren Stimmregisterrekurse durch sieben

Bundesrichter in öffentlichen Sitzungen entschieden, die vorliegende
staatsrechtliche Beschwerde aber ohne öffentliche Beratung durch den
Dreierausschuss im Vorprüfungsverfahren abgetan?

2. Weshalb ist in diesem Fall die Berufung auf Art. 3 des Statuts
des Europarates Geltendmachung einer „Tatsache" und nicht eines
,,Rechtsgrundes"

3. Weshalb entscheidet das Bundesgericht de facto materiell über
das Statut des Europarates, nachdem es die Anrufung dieser neuen „Tat-
sache" aus formellen Gründen abgelehnt hat?

4. Warum äussert sich das Bundesgericht nur über die „Vorrechte
des Ortes", nicht über die „Vorrechte von Personen"? Wurden doch in
BV Art. 4 die Vorrechte der Personen abgeschafft, um jedem Schweizer-
bürger das gleiche Mass an politischen Rechten zu sichern

5. Sind nicht die Ausführungen über die Verpflichtung aus der Un-
terzeichnung internationaler Abkommen für die Schweiz beschämend
Schliesslich wird die Schweiz beim Beitritt zum Europarat bei dessen
Generalsekretariat eine Erklärung hinterlegen müssen, wonach sie ge-
willt sei, die Grundsätze und Ziele des Europarates anzuerkennen, wie
sie in der Präambel und in Art. 3 des Statuts dargestellt sind

6. Ist es tatsächlich dasselbe, wenn in Zürich der achtzehn Jahre
alte Schwyzer zwei Jahre und der neunzehn Jahr alte Zuger ein Jahr bis
zur Ausübung der politischen Rechte warten muss, die Bürgerinnen der
Kantone Waadt, Neuenburg und Genf aber ihre im Heimatkanton erwor-
benen politischen Rechte bei einer Niederlassung in Zürich ein- für
allemal verlieren? Vielleicht interessieren sich Europarat und UNESCO
für die Theorie des Bundesgerichts, dass eine Diskriminierung aus Grün-
den des Geschlechts dieselbe prinzipielle Bedeutung hat wie jener Auf-
schub von ein bis zwei Jahren, der Minderjährigen in der Ausübung der
politischen Rechte zugemutet wird

7. Und haben Sie bemerkt, wie mannigfaltig nunmehr das Wort
„Schweizerbürger" in BV Art. 43 schillert? Es hat in jedem Absatz einen
andern Sinn. Und dazu liefert der Entscheid des Bundesgerichts den
neuesten Beitrag.

Es fragt der Tor — und wartet auf der Weisen Rat.
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